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Arzt und Recht aktuell

Die Rubrik „Arzt und Recht aktuell“ 
befasst sich in unregelmäßigen 
Abständen mit aktuellen Rechts-
fragen, wichtigen Urteilen, Ge-
setzesänderungen und Nachrich-
ten, die für die Ärzteschaft von 
Bedeutung sind. Im Blickpunkt 
steht dieses Mal das Thema Ar-
beitsrecht.

Gutes Zeugnis –  
schlechtes Zeugnis 

In einer recht aktuellen Entschei-
dung des Landesarbeitsgerichts 
Baden-Württemberg (LAG Baden-
Württemberg, Urteil vom 09. 02. 2012, 
Az. 11 Sa 43/11) dreht sich alles um 
einen „Klassiker“ des Arbeitsrechts – 
das Arbeitszeugnis. 

Die Arbeitnehmerin, eine ausgebil-
dete Hebamme, war bei ihrem Arbeit-
geber rund 16 Jahre lang beschäftigt. 
Ein nach einer Änderungskündigung 
des Arbeitgebers geführter Rechts-
streit wurde durch einen gerichtlichen 
Vergleich beendet. Hiernach sollte der 
Arbeitgeber seiner ehemaligen Arbeit-
nehmerin unter anderem ein qualifi-
ziertes Zeugnis mit der Leistungs- und 
Führungsbeurteilung „gut“ und mit 
einer Dankes-/Schlussformel erteilen. 
Über eben jenes dann vom Arbeitge-
ber erteilte Zeugnis entbrannte in der 
Folge erneut Streit, der erst abschlie-
ßend durch das LAG Baden-Württem-
berg entschieden wurde. Die ehema-
lige Arbeitnehmerin bemängelte an 
dem ihr erteilten Zeugnis unter ande-
rem, es sei dort nicht ersichtlich, dass 
das Ausscheiden auf ihren eigenen 
Wunsch erfolgt sei. Auch schulde ihr 
Arbeitgeber eine bewertungsange-
messene Bedauernsformel. Schließlich 
habe er das Wort Kreißsaal mit „ß“ zu 
schreiben.

Das LAG hat in seiner Entschei-
dung zunächst hervorgehoben, dass 
der Inhalt des Arbeitszeugnisses sich 
maßgeblich nach dem mit dem Zeug-
nis verfolgten Zweck bestimmt. Das 
Gericht verdeutlicht, dass dem Arbeit-
nehmer das Zeugnis als Bewerbungs-
unterlage dient und für sein beruf-
liches Fortkommen von beträcht-
licher Bedeutung ist. Zukünftigen 
Arbeitgebern dient das Zeugnis in der 

Regel als Grundlage für die Auswahl 
unter verschiedenen Bewerbern. Auf 
der anderen Seite ist der Arbeitgeber, 
so das LAG, in seinen Formulierungen 
grundsätzlich frei. Dem Arbeitgeber 
verbleibt die Gestaltungsfreiheit, das 
Zeugnis im Einzelnen zu formulieren, 
sofern seine Formulierungen klar und 
verständlich sind. Die Arbeitnehmerin 
habe deshalb auch keinen Anspruch 
gegen ihren ehemaligen Arbeitgeber, 
wonach dieser im Zeugnis zum Aus-
druck zu bringen habe, dass man das 
Ausscheiden der Arbeitnehmerin be-
dauere. Dem stand in dem vom LAG 
zu entscheidenden Fall auch nicht der 
vorherige gerichtliche Vergleich an-
lässlich der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses entgegen. Dort hatte 
sich der Arbeitgeber lediglich ver-
pflichtet, ein Zeugnis mit einer 
Dankes-/Schlussformel zu erteilen. 
Von einem „Bedauern“ sei in dem 
Vergleich hingegen nicht die Rede 
gewesen. 

Das Gericht hat in seiner Entschei-
dung klargestellt: Bei Dankes- und 
Schlussformulierungen handelt es 
sich um bloße Höflichkeitsbekun-
dungen. Sofern die zum Ausdruck 
gebrachte Höflichkeitsform keinen 
Bezug zur Führung und/oder Leistung 
des Arbeitnehmers aufweist, hat  
der Arbeitgeber keine Verpflichtung, 
eine auf die Gesamtnote abge-
stimmte Dankes- und Schlussformu-
lierungen zu verwenden.

Für die juristische Praxis bestätigt 
sich, dass die fast immer in Zeugnis-
sen vorzufindenden Schlussformeln 
kein Muss sind. Ein Arbeitgeber 
könnte also bei Arbeitnehmern, deren 
Ausscheiden eine gerichtliche Ausei-
nandersetzung erwarten lässt, aus 
taktischen Gründen (zunächst) auf die 
Erteilung einer solchen Schlussformel 
(„… bedauern wir …“) verzichten. 
Dies eröffnet einen Verhandlungs-
spielraum, wenn später weitere 
Punkte im Streit sind. 

Ob nun Kreißsaal mit „ß“ zu schrei-
ben ist oder nicht, hatte das LAG im 
Rahmen der zweiten Instanz hin
gegen nicht mehr zu entscheiden.  
Zu einer solchen Schreibweise mit  
„ß“ war der Arbeitgeber bereits erst-
instanzlich verurteilt worden.

Starke Sprüche im Netz: 
Beleidigung auf Facebook

Mit wachsender Häufigkeit haben 
sich Arbeitsgerichte derzeit mit den 
sogenannten Social Media zu befas-
sen. Das durchaus gesteigerte Mittei-
lungsbedürfnis einiger Nutzer von 
Plattformen wie Facebook und Wer-
kennt-wen.de usw. stellt die Gerichte 
vor neue juristische Herausforde-
rungen. Gerade Beleidigungen von 
Kollegen und Kolleginnen oder auch 
die des oder der Vorgesetzten können 
Anlass für Abmahnungen oder außer-
ordentliche Kündigungen von Arbeit-
nehmern sein. 

Das Arbeitsgericht in Duisburg 
(ArbG Duisburg, Urteil vom 
26. 09. 2012, Az. 5 Ca 949/12) hat klar-
gestellt, dass grobe Beleidigungen 
des Arbeitgebers oder von Kollegen, 
die nach Inhalt und Form zu einer 
erheblichen Ehrverletzung des Betrof-
fenen führen, eine außerordentliche, 
verhaltensbedingte Kündigung auch 
ohne vorherige Abmahnung rechtfer-
tigen können. Dies gilt auch für Einträ-
ge in sozialen Netzwerken wie Face-
book und auch dann, wenn der Ein-
trag nur für sogenannte Facebook-
Freunde und Freundes-Freunde 
sichtbar ist. In dem Fall ging es maß-
geblich um einen Eintrag im Netzwerk 
Facebook, den ein Arbeitnehmer ver-
öffentlicht hatte und der (auszugswei-
se) den folgenden Wortlaut hatte: 

„… Irgendwann mach ich mein 
mund auf und dann mal gucken (…) 
manche arbeitskollegen haben nixs 
zu tun hinter mein rücken zu reden 
und lästern von bildern die ih hier rein 
tue (…) hat jemand euch ins gehirn 
geschissen oder so habt ihr keine 
andere hobbys statt zu lästern und 
arsch zu (…) ihr könnt mich mal 
kreuzweise die jenigen wissen wen 
ich meine die sollen sich nur schämen 
wartet (…)!“ 

Das Gericht hatte zunächst die 
Besonderheit zu würdigen, dass der 
Eintrag nur den sogenannten Face-
book-Freunden des Arbeitnehmers 
zugänglich war. Das sind jene Per-
sonen, die in dem Sozialen Netzwerk 
direkt mit dem Nutzer verbunden 
sind. Der Facebook-Nutzer kann im 
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Einzelfall entscheiden, was er allge-
mein veröffentlicht und was nur für 
seine direkten „Freunde“ sichtbar ist. 
Jedoch gehörten im vorliegenden Fall 
auch Arbeitskollegen zu eben jenem 
engeren Kreis. Der Arbeitgeber nahm 
die Äußerung des Arbeitnehmers 
zum Anlass für eine außerordentliche, 
fristlose Kündigung. Deren Wirksam-
keit war Gegenstand der gericht-
lichen Auseinandersetzung. Das Ge-
richt stellte klar, dass die Äußerungen 
ohne Zweifel despektierlich und ehr-
verletzend waren. Sie waren auch 
nicht durch das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung gedeckt. Auch wies 
das Gericht zutreffend darauf hin, 
dass die Einträge bei Facebook das 
Risiko von Folgeeinträgen bergen, 
beispielsweise in Form von Kommen-
taren anderer Nutzer. Vom Grundsatz 
her waren die Äußerungen daher 
geeignet, eine solche außerordent-
liche Kündigung zu rechtfertigen. 

Letztlich geholfen hat dem ge-
kündigten Arbeitnehmer eine Ge-
samtabwägung, die das Gericht – wie 
im Arbeitsrecht üblich – vorgenom-
men hat. Das Gericht hat zugunsten 
des Arbeitnehmers berücksichtigt, 
dass er den fraglichen Kommentar „im 
Affekt“ verfasst habe, als er erfuhr, 
dass Kollegen behauptet hätten, er 
halte sich während seiner Arbeitsun-
fähigkeit in Cafés auf. Aus diesem 
Grund hatte die Kündigung letztlich 
keinen Bestand. Für die juristische 
Praxis hat dieses Urteil jedoch klare 
Signalwirkung: Eine Beleidigung bei 
Facebook ist rechtlich nichts anderes 
als ein gleichlautender Aushang am 
viel zitierten „Schwarzen Brett“ des 
Unternehmens und kann eine frist-
lose Kündigung auch ohne vorherige 
Abmahnung rechtfertigen.

Veräußerung einer Arztpraxis – 
Kündigung von Arbeitnehmern

Immer wieder haben sich Arbeits-
gerichte mit der Wirksamkeit von 
Kündigungen zu befassen, die in ur-
sächlichem oder zeitlichem Zusam-
menhang mit der Veräußerung einer 
Arztpraxis an einen Praxisnachfolger 
stehen. Häufiger Streitpunkt – und 
somit das Stichwort für diese Fallkon-
stellationen – ist die Frage, ob ein 
Betriebsübergang vorliegt.

Das Bundesarbeitsgericht hat sich 
zuletzt (BAG, Urteil vom 22. 06. 2011, 
Az. 8 AZR 107/10) mit einem Fall be-
fasst, in dem die Parteien über die 
Wirksamkeit einer Kündigung strit-

ten. Auch bestand Uneinigkeit darü-
ber, ob das Arbeitsverhältnis der kla-
genden Arbeitnehmerin auf den 
Praxiserwerber übergegangen war. 
Die Arbeitnehmerin war zuletzt als 
Arzthelferin tätig. Im Jahr 2007 voll-
endete die Arbeitgeberin ihr 68. Le-
bensjahr, womit auch ihre Kassenzu-
lassung endete. Die Kassenärztliche 
Vereinigung Baden-Württemberg 
hatte ihr noch eine Kulanzzeit ein
geräumt. Nach dieser gab die Arbeit-
geberin ihre Arztpraxis auf. 

Die Ärztin schloss mit ihrem Pra-
xisnachfolger einen Kaufvertrag. 
Zweck dieses Vertrages war maßgeb-
lich die Übertragung der Kassenzulas-
sung auf ihn. In diesem Zusammen-
hang war im Kaufvertrag auch die 
Übertragung von geringwertigen 
Gegenständen der Arztpraxis verein-
bart. Dies hatte den Hintergrund, dass 
die Kassenzulassung als solche aus 
rechtlichen Gründen nicht allein ver-
äußert werden kann. Dieses Vorgehen 
erfolgte in Kenntnis der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Baden-Württem-
berg.

Die zum 31. August 2008 gekün-
digte Arbeitnehmerin war hingegen 
der Auffassung, dass jedenfalls ihr 
Arbeitsverhältnis gemäß § 613a BGB, 
also wegen Betriebsübergangs, auf 
den Praxiserwerber übergegangen 
sei. Dies hat das Gericht im Ergebnis 
verneint. Ein Betriebsübergang liegt 
nach Auffassung des BAG vor, wenn 
ein neuer Rechtsträger die wirtschaft-
liche Einheit unter Wahrung ihrer 
Identität fortführt. Der Begriff „wirt-
schaftliche Einheit“ sei die auf eine 
organisatorische Gesamtheit von Per-
sonen und Sachen zur auf Dauer an-
gelegten Ausübung einer wirtschaft-
lichen Tätigkeit mit eigener Zielset-
zung. Bei der Prüfung, ob eine solche 
Einheit unter Wahrung ihrer Identität 
übergegangen ist, sind sämtliche den 
betreffenden Vorgang kennzeich-
nenden Tatsachen zu berücksichti-
gen. Zu diesen zählen insbesondere 
die Art des betreffenden Betriebs, der 
Übergang materieller Betriebsmittel 
sowie deren Wert und Bedeutung, die 
Übernahme der immateriellen Be-
triebsmittel und der vorhandenen 
Organisation, der Grad der Ähnlich-
keit mit der Betriebstätigkeit des 
bisherigen Inhabers, die Weiterbe-
schäftigung der Hauptbelegschaft, 
der Übergang von Kundschaft und 
Lieferantenbeziehungen sowie die 
Dauer der eventuellen Unterbre-
chung der Betriebstätigkeit. 

Das Gericht kommt überzeugend 
zum Ergebnis, dass die Arbeit in einer 
Arztpraxis regelmäßig durch die dort 
tätigen Personen, nicht durch die 
vorhandenen Betriebsmittel geprägt 
wird. Patienten suchen eine Arztpra-
xis meist deshalb auf, weil sie dem 
dort tätigen Arzt besonderes Vertrau-
en entgegenbringen oder dessen 
Sachkunde schätzen und weil sie sich 
von ihm und seinen Mitarbeitern gut 
betreut fühlen. In Einzelfällen kann 
hier dann etwas anderes gelten, wenn 
eine Praxis maßgeblich durch die 
vorhandenen medizinischen Geräte 
und weniger durch den oder die dort 
tätigen Arzt/Ärzte geprägt ist. 

Für die Praxis kann daher nur emp-
fohlen werden, etwaige Fallstricke im 
Zusammenhang mit einer Praxisveräu-
ßerung oder dem Erwerb einer Praxis 
bereits frühzeitig im Vorfeld durch 
entsprechende Beratung zu erkennen 
und so Fehler zu vermeiden.

Die Management Akademie der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg (MAK) lädt gemeinsam mit der Deutschen 
Apotheker- und Ärztebank zu einer Fortbildungsveranstaltung 
für Mediziner ein.
Veranstaltungstitel: 
Schenken und vererben – aber richtig!
Ziele:
Die Weitergabe eigenen Besitzes ist jedem Menschen vorgegeben. 
Je mehr Besitz zu Lebzeiten angesammelt wurde, desto wichtiger  
ist eine wohldurchdachte familien- und sachgerechte Lösung. 
Werden keine individuellen Maßnahmen in Form von Testa
menten, Erbverträgen oder Stiftungen getroffen, greift nach  
dem Tod die gesetzliche Erbfolge. Die gesetzlichen Regelungen 
werden der individuellen Situation aber meist nicht gerecht. 
Besondere Versorgungsüberlegungen verlangen nach indivi
duellen Lösungen. In diesem Seminar zeigen wir Ihnen, wie Sie 
die Chancen des neuen Erbschaftssteuerrechts erfolgreich  
nutzen und dessen Risiken wirksam umgehen können. Darüber 
hinaus erläutern wir, welche Verfügungen im Rahmen von 
Vorsorgedokumenten zur General- und Vorsorgevollmacht  
sowie zur Patientenverfügung denkbar sind.
Weitere Informationen zur Veranstaltung finden Sie  
im Internet unter www.mak-bw.de.
Referenten: 
•  �Frank Brandtstädter, Diplom-Kaufmann
•  �Lucia Motte, Rechtsanwältin
Termin und Veranstaltungsort:
•  �16. Oktober 2013 (17.00 Uhr bis ca. 20.00 Uhr) 

KVBW Mannheim, Joseph-Meyer-Straße 17, 68167 Mannheim
Information und Anmeldung:
•  �Management Akademie der KV Baden-Württemberg,  

Telefon (07 11) 78 75-35 35, Fax (07 11) 78 75-48-38 88,  
E-Mail: info@mak-bw.de

•  �oder Online-Anmeldung unter www.mak-bw.de
Teilnahmegebühr:
Die Teilnahme ist kostenlos, setzt jedoch eine Anmeldung voraus.
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